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Leibspeise und Kulturgut: Ein Teil des belasteten Fleisches dürfte auch als St. Galler Bratwürste auf dem Grill landen.

Mehr Postkartenidylle geht nicht.
Die EggersrieterHöhe ist eine saf-
tiggrüne Wiese hoch über dem
Bodensee. Hier grasen stolze
Milchkühe von Schweizer Bau-

ernfamilien. Die Welt scheint noch in Ordnung.
Doch wenn die Tiere auf den hügeligen Weiden
grasen, essen sie nicht nur gesunde Kräuter. Sie
nehmen auch zu hohe Dosen von Umweltgiften
(PFAS) auf. Denn der Boden der lieblichen Vor-
alpenlandschaft ist belastet. Die St. Galler Behör-
denhabenhier hundertmal so hoheWerte gemes-
sen wie an normalen Standorten.
Vergangenen Sommer informierten die Ost-

schweizer gross über das Problem. Besonders be-
sorgniserregend: Die Behörden fanden auch in
Rindfleischproben zu hohe Werte des Giftes.
«Umweltskandal: Kanton stoppt denVerkauf von
Fleisch», hat das «St. Galler Tagblatt» danach
gross getitelt. «Kanton St. Gallen stoppt Verkauf
von belastetem Fleisch», meldete auch SRF.
DochdieRealität sieht anders aus.Mittlerweile

haben die Behörden auf fünfzehn Höfen in Pro-
ben zu viel PFAS gemessen. Und von einem Ver-
kaufsstopp kann nicht die Rede sein. Im Gegen-
teil: Die Höfe, in deren Fleisch eine zu starke Be-
lastung gemessen wurde, lassen weiter Tiere
schlachten. Dieses Fleisch kommt via Detail-
handel in der ganzen Schweiz auf die Teller.
Wie kann das sein? 2024 hat der Bund für die

umstrittenen PFASGrenzwerte von der EUüber-
nommenund eingeführt.WenndieseWerte über-
schritten sind, darf Fleischnichtmehr in denVer-
kauf gelangen. Die rechtliche Lage ist klar.
Jürg Daniel ist Leiter des kantonalen Amtes

für Verbraucherschutz und Veterinärwesen.
«Verkaufsverbote haben wir bisher keine erlas-
sen», bestätigt er Recherchen dieser Zeitung. Der
Kanton St. Gallen befinde sich in einer Über-
gangsphase. In dieser dürfe das Fleisch der
betroffenen Höfe noch verkauft werden. «Wir
müssen herausfinden, wie wir die neue Gesetz-

gebung praxiskonform, aber pragmatisch umset-
zen können», so Jürg Daniel.

Die ganze Schweiz betroffen
St. Gallen versteht sich als Pilotkanton. Gemein-
sammit denBauern versuchendie Behörden, die
PFAS-Belastung zu reduzieren. Die betroffenen
Bauern dürfen ihre Kälber und Kühe nicht mehr
mit belastetem Quellwasser tränken. Oder sie
müssen sauberes Futter von anderen Höfen zu-
kaufen. Das Ziel ist, die PFAS-Konzentration im
Fleischmöglichst rasch zu senken.
Ob das reicht, um die Höchstwerte einzuhal-

ten, ist ungewiss. Trotzdem dürfen die Bauern
ihre Tiere während dieser Phase zum Metzger
bringen – ein hoch umstrittenes Vorgehen.
Das Bundesamt für Lebensmittelsicherheit

und Veterinärwesen (BLV) kritisiert die Praxis
scharf: «Der Bund erachtet dasVorgehendesKan-
tons St. Gallen als nicht konform mit den Vor-
gaben des Lebensmittelrechts», so das BLV. Die
kantonalen Behörden seien verpflichtet, eid-
genössisches Recht umzusetzen. Wenn Grenz-
werte überschritten seien, dürfe ein entsprechen-
des Lebensmittel nicht mehr verkauft und nicht
mehr verwendet werden. Hinter den Kulissen
laufen die Drähte zwischen Bern und St. Gallen
offensichtlich heiss: «Das BLV hat den Kanton
mehrfach darauf hingewiesen und einen korrek-
ten Vollzug gefordert.»
Doch dem Bundesamt sind die Hände gebun-

den. Die Eidgenossenschaft kann gegen einen
säumigen Kanton eine Weisung erlassen. «Dar-
über hinaus hat sie keine rechtliche Handhabe»,
wie das BLV auf Anfrage schreibt.
Dass sich der Konflikt gerademit St. Gallen zu-

spitzt, ist kein Zufall. Im Kanton hat ein ganzer
Landstrich vonEggersriet über Goldach bis nach
St. Margrethen mit stark belasteten Standorten
zu kämpfen. PFAS sind ein sehr hartnäckiges Pro-

blem. Seit den 1950er Jahrenhat die Industrie die
wasserabweisenden Verbindungen in grossen
Mengen eingesetzt. Zum Beispiel für Textilien,
beschichtete Kartons oder Löschschaum. Dass
das Gift heute imBoden schlummert, dürfte dar-
an liegen, dass die Bauern ihre Weiden mit Klär-
schlamm gedüngt haben.
Die Behörden sind zurzeit landesweit daran,

PFAS zu messen, auch in anderen Kantonen
dürfte es böse Überraschungen geben. Denn die
Chemikalien sind alles andere als harmlos.

Forscher warnt vor Gefahr
PFAS könnendie Leber, dieNiere unddie Schild-
drüsenfunktion beeinträchtigen. Der ETH-Um-
weltchemikerMartin Scheringer ist einer der bes-
ten Kenner der Stoffgruppe. Er mahnt: «Bei eini-
gen dieser Verbindungenwie zumBeispiel PFOA
ist die krebserregendeWirkungwissenschaftlich
gut belegt.» Doch weil das Risiko erst mit jahre-
langemKonsum zunehme, werde die Gefahr sol-
cher Stoffe gerne unterschätzt.
Der Forscher sagt, dass es keine wirklich gute

Lösung gebe. «Entweder man bringt die Bauern
in existenzielle wirtschaftliche Probleme. Oder

Giftalarm amWurststand

man setzt die Bevölkerung diesen gesundheits-
schädlichen Substanzen aus», so derUmweltche-
miker. Der komplette Schutz vor den gefähr-
lichen Verbindungen – etwa durch das Abtragen
der belasteten Böden – dürfte Unsummen ver-
schlingen. GanzeRegionenmüssten um ihre tra-
ditionelle Landwirtschaft zittern.
Das will der St. Galler Ständerat Benedikt

Würth nicht zulassen. «Es geht darum, eineÜber-
regulierung zu verhindern», so der Mitte-Politi-
ker. Kommenden Mittwoch diskutiert die kleine
Kammer seinen «pragmatischenLösungsansatz».
Würth verlangt unter anderem, dassman zu stark
belastete Produkte mit sauberen mischen darf.
Durch dieses Vorgehen sollen am Schluss die
Grenzwerte im Produkt wieder eingehalten sein.
Heute ist das verboten. «WenndieMilch oder das
Fleisch in einen grossen Topf gehen oder einer
grossen Verkaufsmenge zugeführt werden, dann
sinkt die Belastung», so seine Überlegung.
Der St. Galler Ständerat betont, dass die Belas-

tungmit PFAS sinkenmüsse. DochdieReduktion
müsse verhältnismässig und schrittweise erfol-
gen. «Eine sofortige und vollständigeUmsetzung
istwirtschaftlich gar nichtmachbar.»Würth sagt,
dass die Situation für die betroffenen Bauern-
familien extrem schwierig sei. Sie hätten nichts
falsch gemacht und seien in Not geraten.
Die Umweltnaturwissenschafterin und Zür-

cher GLP-Ständerätin Tiana Moser ärgert sich.
«Die Toxizität dieser Stoffe ist gut belegt.Wir dür-
fen die Augen nicht länger verschliessen.» Belas-
tete Produktemit sauberen zumischen, sei halb-
batzig und löse das Problem nicht. Moser fordert
vom Bundesrat einen Aktionsplan PFAS. Sie be-
fürchtet, dass die Behörden das Problem nicht
grundlegend angehen, sondern aussitzenwollen.
Diese Strategie dürfte nicht aufgehen. Die

PFAS-Verbindungen gelten als sogenannte Ewig-
keitschemikalien. Sie bauen sich auch über die
Jahre hinweg kaum ab. Das giftige Problemwird
uns noch lange erhalten bleiben.
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Betriebe im Kanton St. Gallen
verkaufen zu stark belastetes
Rindfleisch. Zurzeit laufen in der

ganzen Schweiz Tests.

Toxische Chemikalien, die sich nicht abbauen, belasten dieUmwelt. Und sie gelangen auch ins Essen. Besonders
stark betroffen ist dieOstschweiz – doch die Behörden drücken beideAugen zu.VonGeorgHumbel


